
Die Tagespost ñ1. September 2022

745 Wirtschaft & Soziales
KOLUMNE

Der überforderte
17.000 39.000INFLATION: BEKÄMPFUNG DURCH

Staat

Durch die Inflation ändert sich hierzulande das Konsumverhalten V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T
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DIE NOTENBANKEN GEHT WEITER
Auf dem Geldpolitik-Symposium in
Jackson Hole, Wyoming, haben sich die
EZB-Direktorin Isabel Schnabel und
die Notenbankchefs von Frankreich und
Lettland, Francois Villeroy de Galhau
und Martins Kazaks, für weitere kraft-

volle Schritte ausgesprochen. Man solle
für September über Schritte von sowohl
50 als auch 75 Basispunkten diskutie-
ren. Die Zentralbanken müssen kraft-
voll handeln, so Schnabel, um die Infla-
tion zu bekämpfen und so das Vertrau-
en der Menschen in ihre Währung zu
stärken. Der US-Notenbankchef
Jerome Powell gab in Jackson Hole ein
klares Bekenntnis zur Inflationsbe-
kämpfung und zu weiteren Zinsanhe-
bungen ab. Seine Aussagen drückten die
Börsen weltweit ins Minus: Der Dax
schloss mit 1,9 Prozent schlechter und
fiel unter die 13 000 Punkte-Marke.
Auch die amerikanischen Indizes ver-
loren deutlich: So schloss der S&P500
mit mehr als drei Prozent im Minus,
der technologielastige Nasdaq-Index
sogar mit mehr als vier Prozent.

TÜRKEI: HILFE FÜR RUSSLAND UND
SICH SELBST
Die Türkei war die treibende Kraft hin-
ter dem Zustandekommen des Getrei-
deabkommens zwischen Russland und
der Ukraine und hat zu Recht viel Lob
erfahren. Allerdings halten sich die un-
eigennützigen Motive der türkischen
Führung in Grenzen: Je mehr Lob aus-
gesprochen wird, desto mehr traut sich
die Türkei, die Sanktionen gegen Russ-
land zu unterlaufen. Zwar war die Tür-
kei an dem Beschluss über die Sanktio-
nen nicht beteiligt, hat als einziges
NATO-Mitglied sich ihnen auch nicht
angeschlossen und eine aktive Verlet-
zung der Sanktionen kann noch nicht
nachgewiesen werden. Allerdings
spricht zum Beispiel eine Absichtserklä-
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: -18,43%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 12.824

Aktuell: 0,99382

(29.08.2022/ 10:04 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: – 9,53%
Jahresende: 1,137
(29.08.2022/ 10:05 Uhr)
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ng zwischen Erdogan und Putin, welche
wei Wochen nach dem Getreideabkom-
en unterzeichnet worden ist, dafür, dass
rdogan seinem russischen Amtskollegen
och in einem Maß entgegenkommen
ill, das es dem Regime ermöglichen

önnte, seine Wirtschaft auf einem wenn
uch niedrigen Niveau zu stabilisieren.
ieses Vorgehen ist vor dem Hintergrund

u sehen, dass Erdogan aus Not handelt.
ein Land braucht wegen der selbst ver-
rsachten Wirtschaftskrise dringend das
apital, welches Russland verlässt.
ie Türkei sucht aufgrund seiner selbst

erursachten Wirtschaftskrise nach We-
en, die Lage zu stabilisieren. Einerseits

hrt dies zu indirekten Wirtschaftshilfen
r Russland, andererseits liefert die Tür-

ei Drohnen an die Ukraine. Erdogan
uft allerdings Gefahr, dass er die Risiken
iner Schaukelpolitik selbst tragen muss,
llten die USA und Europa mit ihren
rohungen ernst machen, und gegen tür-

ische Banken und Unternehmen Sekun-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: -11,16%
Jahresende: 36.338 Aktuell: 32.283
(26.08.2022 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: 1,23%

(26.08.2022 / Börsenschluss)
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ärsanktionen wegen deren Beziehun-
en mit Russland zu verhängen.

NERGIEKRISE: ÄNDERUNG DER
ASUMLAGE ANGEKÜNDIGT
undeswirtschaftsminister Robert Ha-
eck hat am vergangenen Wochenende
ine Änderung der Gasumlage angekün-
igt. Es soll so verhindert werden, dass
on Zusatzzahlungen der Gaskunden
uch Unternehmen profitierten, die die-

wirtschaftlich nicht benötigten. Die
orderungen nach einer Besteuerung
on Sondergewinnen der Energieunter-
ehmen finden in der Bundesregierung
unehmend Anklang.
ollten Änderungen bei der Erhebung
er Gasumlage rechtlich schwierig sein,

könnte einer Übergewinnsteuer ein
leganter Ausweg sein, unerwünschte
eihilfen zurückzuholen.
o könnte eine Steuer nur für Unter-
ehmen erhoben werden, die von der
asumlage profitierten.
V O N P AT R I C K S E N S B U R G

Wer sich heute gegen das 9-Euro-Ticket
ausspricht oder gegen Corona-Hilfen, den
Tankrabatt oder gegen Einmalzahlungen
bei Arbeitslosengeld oder Sozialleistungen,
erntet harsche Kritik. Wenn der Staat
Gelder vergibt, wird dies gerne angenom-
men und ist bald selbstverständlich. Dass
der Staat jedoch die Gemeinschaft aller
Bürgerinnen und Bürger ist, wird dabei
schnell vergessen. Nur das, was den einen
genommen wird, kann den anderen gege-
ben werden. Schon jetzt beträgt der Anteil
der Sozialausgaben am Haushalt des Bun-
des deutlich über 50 Prozent. Nötige In-
vestitionen in die klassische Infrastruktur,
wie zum Beispiel in die Bahn oder in mo-
derne digitale Netze bleiben schon seit
Jahren aus. Wenn dies so fortgeführt wird,
schaffen wir eine Gesellschaft, die staat-
liche Alimentierung gewohnt ist. Zugleich
verlieren wir bei den Rahmenbedingungen,
die ein Staat schaffen muss, wie unter an-
derem Schulen und Hochschulen, moder-
ne Netze, ein leistungsfähiges Gesund-
heitssystem, eine effiziente Verwaltung
oder starke Sicherheitsbehörden, den An-
schluss.
Helfen wird hier nur eine Rückbesinnung
auf das Prinzip der Subsidiarität, wie es
insbesondere in der katholischen Sozial-
lehre entwickelt wurde. Der Staat hat zu-
erst einmal seine Kernaufgaben zu erbrin-
gen: Sicherung der staatlichen Integrität
durch Bundeswehr, Polizei und den Zivil-
und Katastrophenschutz. Er ist für die
Infrastruktur und das Bildungs- und Ge-
sundheitssystem verantwortlich und muss
dem Bürger eine effiziente Verwaltung er-
öffnen. Für die Unterstützung des Einzel-
nen ist dieser aber zuerst einmal selbst
verantwortlich, dann die Familie und dann
die Gemeinschaft. Auch die vielen carita-
tiven Einrichtungen gehören zu diesem
Hilfsangebot dazu und haben traditionell
viele der Angebote getragen, die der Staat
immer mehr an sich zieht. Durch die stär-
kere Berücksichtigung der Subsidiarität
würde auch das sozialethische Prinzip der
Hilfe zur Selbsthilfe stärker betont und die
Abhängigkeit von staatlicher Alimentie-
rung zurückgedrängt.

Auf Subsidiarität besinnen

Doch wie kann dies gelingen? Zuerst be-
nötigen wir eine schonungslose Aufgaben-
kritik und Priorisierung der Staatsaufga-
ben. Als zweites müssen wir unsere Sozial-
leistungen hinterfragen. Warum benötigt
der Student mit Semesterticket oder die
Studiendirektorin oder die Bundestags-
abgeordnete ein von allen steuerfinanzier-
tes 9-Euro-Ticket? Beispiele ließen sich
endlos anführen. Als dritte und schwie-
rigste Aufgabe müssen wir Festlegungen,
wie das Renteneintrittsalter hinterfragen.
Wenn ein durchschnittliches Arbeitsleben
nicht ausreicht, um die eigene Rente zu
finanzieren, helfen auch keine Zuschüsse
aus Steuern. Es geht nur mit der schritt-
weisen Erhöhung des Renteneintritts-
alters. Die Fantasie von bedingungslosen
Transferzahlungen muss wieder dem Prin-
zip „fördern und fordern“ weichen. All dies
führt nicht zu Beifall, aber ist dringend
notwendig, denn der Staat muss nicht
überfordert sein. Aber nur dann nicht,
wenn er sich wieder auf seine ureigensten
Aufgaben beschränkt und die Bürger nicht
gänzlich in seine Abhängigkeit bringen will.

Der Autor war bis 2021 CDU-Bundes-
tagsabgeordneter. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit KSZ.

Foto: Privat
D
ie Inflation wirkt sich immer
stärker auf die Verbraucher und
ihr Konsumverhalten aus. Da-
bei ist die Belastung der Ein-

kommensschwächsten ist etwa fünfmal so
hoch wie die der Einkommensstärksten.
Das hat das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsförderung im Auftrag der Diakonie

diese sich im kommenden Winter entschei-
den, ob sie essen oder frieren wollten.

Die Inflationsrate errechnet sich aus dem
Preisanstieg bestimmter Waren und
Dienstleistungen, für die ein durchschnittli-
cher Endverbraucher in Deutschland im
Jahresverlauf Geld ausgibt. Bereits seit Juli
2021 befindet sich die Inflation in Deutsch-

Klaus Ballas ist Leiter des Sektors Kon-
sumgüter und Handel beim Beratungs-
unternehmen EY Deutschland. Das Unter-
nehmen erstellt den EY Future Consumer
Index, eine vierteljährliche, weltweite Um-
frage unter 18 000 Verbrauchern, an der
1 000 Befragte aus Deutschland teilneh-
men. Dort wurde schon im Februar 2022

wird zur Endemie und gerade jetzt, wo die
Menschen aufatmen wollen, kommt die
nächste Krise, die uns alle betrifft. In
Deutschland vor allem durch Preissteige-
rungen, viele Produkte werden teurer und
auch die Inflation trifft die Verbraucher mit
voller Wucht“, erläutert Ballas. Das Ende
der Fahnenstange sei noch nicht erreicht.
Marktüberblick

herausgefunden. Die ärmsten 20 Prozent
verwenden demnach zwei Drittel ihrer Aus-
gaben allein für Wohnen, Energie und Le-
bensmittel. Diakonie-Präsident Ulrich Lilie
fordert daher im Deutschlandfunk einen
Inflationsschutzschirm für einkommens-
schwache Haushalte. Ansonsten müssten
land auf Rekordniveau. Im Frühjahr dieses
Jahres erfolgte erneut ein erheblicher
Sprung auf mehr als sieben Prozent. Das
leichte Absinken in den letzten beiden Mo-
naten brachte nur wenig Entlastung. Noch
im Juli mussten die Verbraucher 7,5 Pro-
zent mehr zahlen als im Vorjahr.
deutlich, dass die Deutschen vor allem bei
Bekleidung, Lieferdiensten, Mitgliedschaf-
ten in Fitnessstudios und Unterhaltungs-
elektronik sparen wollen. So hoffen sie, die
Lücken zu schließen, die durch die Steige-
rungen bei Benzin, Lebensmitteln und
Wohnkosten entstehen. „Die Pandemie
Dies wirke sich auf alle Kaufentscheidun-
gen aus – von alltäglichen Produkten bis hin
zu Luxusgütern. „Die Verbraucher passen
ihr Kaufverhalten an die Krise und die In-
flation an.“ Gekauft wird vielfach nur noch
das Nötigste. Die Eigenmarken der Dis-
counter erfreuen sich zunehmender Be-
liebtheit. Das geht auch zu Lasten der Bio-
Produkte: Während die Verbraucher in der
Pandemie gerne bei höherpreisigen Bio-Le-
bensmitteln zugriffen, sanken die Umsätze
im Bio-Fachhandel im ersten Quartal 2022
um 13,4 Prozent im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum, berichtet der Bundesverband
Naturkost Naturwaren.

Auch die Mittelschicht ist
zunehmend besorgt

Der Index zeigt auch, dass nicht nur ein-
kommensschwache Verbraucher besorgt
sind, sondern auch die Mittelschicht. Insge-
samt geben mehr als Prozent der Verbrau-
cher an, dass es aufgrund der steigenden
Kosten für Waren und Dienstleistungen
immer schwieriger wird, sich etwas zu leis-
ten. Die Folge: Nicht nur in Deutschland
wollen die Menschen ihren Konsum den
aktuellen Verhältnissen anpassen. 53 Pro-
zent der Deutschen planen, mehr Ausgaben
einzusparen, um so mehr Rücklagen auf-
bauen zu können.

Das veränderte Verhalten hat natürlich
auch massive Folgen für die Unternehmen:
Für sie wird es schwerer, vor allem die Pro-
dukte zu verkaufen, die von den Kunden als
nicht zwingend nötig angesehen werden.
„Verbraucher werden sich eher zweimal
überlegen, welche Anschaffungen für sie ak-
tuell Sinn ergeben. Und sie werden noch
mehr als bisher Preise vergleichen und nach
günstigen Angeboten suchen. Die Discoun-
ter könnten daher als Gewinner aus der
Krise hervorgehen“, erläutert Ballas. Das
„Nice to have“ komme beim Verbraucher
aus der Mode. Jetzt müssten die Firmen
auch in der Kundenansprache Wege finden,
wie sie bei potenziellen Abnehmern trotz-
dem punkten können.

Die düstere Prognose wird von den aktu-
ellen Erhebungen des Konsumbarometers
des Handelsverbandes Deutschland bestä-
tigt. Danach gibt es auch im kommenden
Vierteljahr nur wenig Hoffnung auf Verbes-
serung bei der Verbraucherstimmung. Zu
groß seien die mit dem weiteren Verlauf der
Corona-Pandemie und den Auswirkungen
des russischen Krieges in der Ukraine ver-
bundenen Unsicherheiten. Nach der EY-
Umfrage gehen zwar 25 Prozent der befrag-
ten Deutschen, davon aus, dass sich ihre fi-
nanzielle Lage in den nächsten Monaten
verbessern werde. Im weltweiten Durch-
schnitt erwarten das aber 48 Prozent.
Die Deutschen kaufen nun anders
Unbeschwertes Shoppen in der Innenstadt war gestern: Die Inflation wirbelt die Einkaufsgewohnheiten der Deutschen gehörig durcheinander. Foto: dpa


